
Einspruch 
gegen die

Fassadendemokratie
Sigmar Gabriel, der Vorsitzende der SPD, hatte Jürgen Habermas 
besucht und ihn um einen Beitrag für das Regierungsprogramm 

seiner Partei gebeten. Später gesellten sich der Philosoph 
Julian Nida-Rümelin und der Ökonom Peter Bofinger hinzu. 

Entstanden ist eine hier erstmals veröffentlichte programmatische 
Aufforderung an die Sozialdemokraten, die die Grundlage des 

Programms bilden soll. Das ist ein neues Verfahren: Das Programm 
wird nicht mehr im „closed shop“ geschrieben, sondern im 

Austausch mit Wissenschaftlern und Intellektuellen.

Das Frankfurter Occupy-Camp im vergangenen Winter Foto Jan-Peter Boenmg/Zenit/iaif

D ie Euro-Krise spiegelt das Ver­
sagen einer perspektivlosen 
Politik. Der Bundesregierung 
fehlt der Mut, einen unhalt­
bar geworden Status quo zu 

überwinden. Das ist die Ursache dafür, 
dass sich trotz umfangreicher Rettungs­
programme und kaum noch zu zählender 
Krisengipfel die Situation des Euroraums 
in den beiden vergangenen Jahren konti­
nuierlich verschlechtert hat.

Griechenland droht nach dem wirt­
schaftlichen Absturz der Austritt aus dem 
Euro, was mit unkalkulierbaren Kettenre­
aktionen für die übrigen Mitgliedsländer 
verbunden wäre. Italien, Spanien und Por­
tugal sind in eine schwere Rezession gera­
ten, die die Arbeitslosigkeit irpmer weiter 
steigert. Die ungünstige konjunkturelle 
Entwicklung der Problemländer ver­
schärft die ohnehin labile Situation der 
Banken, und die wachsende Unsicherheit 
über die Zukunft der Währungsunion 
führt dazu, dass Anleger immer weniger 
bereit sind, Anleihen der Problemländer 
zu erwerben. Steigende Zinsen für Staats­
anleihen, aber auch die immer schlechte­
re wirtschaftliche Lage erschweren wie­
derum die ohnehin nicht einfachen Kon­
solidierungsprozesse.

Diese sich selbst verstärkende Destabi­
lisierung ist wesentlich darauf zurückzu­
führen, dass die Krisenbewältigungsstra­
tegien nicht über die Schwelle einer Ver­
tiefung der Europäischen Institutionen 
hinausgegangen sind. Die Tatsache, dass 
sich die Krise in den Jahren kopflos inkre- 
mentalistischer Behandlungsversuche 
nur verschärft hat, macht den Mangel an 
politischer Gestaltungskraft offensicht­
lich. Die Rechtfertigung eines großen In­
tegrationsschrittes ergibt sich jedoch 
nicht nur aus der aktuellen Krise des Eu­
roraums, sondern gleichermaßen aus der 
Notwendigkeit, das Unwesen des gespens-

Welches Europa wollen wir?
In dieser Reihe schrieben 
bisher Ulrich Wilhelm (7. Juli), 
Paul Kirchhof (12. Juli), Thilo 
Sarrazin (17. Juli) und Peter 
Gauweiler (2. August).

tischen Paralleluniversums, das die Invest­
mentbanken und Hedgefonds neben der 
realen, Güter und Dienstleistungen produ­
zierenden Wirtschaft aufgebaut haben, 
durch eine Selbstermächtigung der Poli­
tik wieder einzufangen. Die erforderli­
chen Maßnahmen zu einer Re-Regulie- 
rung liegen auf der Hand. Aber sie kom­
men nicht zum Zuge, weil einerseits eine 
Implementierung dieser Maßnahmen im 
nationalstaatlichen Rahmen kontrapro­
duktive Folgen hätte und andererseits die 
2008 auf dem ersten Londoner G-20 Gip­
fel beschlossenen Regulierungsabsichten 
ein. weltweit koordiniertes Handeln erfor­
dern würden, das einstweilen an der poli­
tischen Fragmentierung der Staatenge­
meinschaft scheitert.

Eine so große Wirtschaftsmacht wie 
die EU, mindestens aber die Eurozone, 
könnte in dieser Hinsicht eine Avantgar­
defunktion übernehmen. Nur mit einer 
deutlichen Vertiefung der Integration 
lässt sich eine gemeinsame Währung auf­
rechterhalten, ohne dass es einer nicht en­
denden Kette von Hilfsmaßnahmen be­
darf, die die Solidarität der europäischen 
Staatsvölker im Währungsraum auf bei­
den Seiten, der Geber- und wie der Neh­
merländer, langfristig überfordern wür­
de. Eine Souveränitätsübertragung auf 
Europäische Institutionen ist dafür je­
doch unvermeidlich, um Fiskaldisziplin 
wirksam durchzusetzen und zudem ein 
stabiles Finanzsystem zu garantieren. Zu­
gleich bedarf es einer stärkeren Koordi­
nierung von Finanz-, Wirtschafts- und So­
zialpolitiken der Mitgliedländer mit dem 
Ziel, die strukturellen Ungleichgewichte 
im gemeinsamen Währungsraum auszu­
gleichen.

Die Verschärfung der Krise zeigt, dass 
die bisher von der Bundesregierung in Eu­
ropa durchgesetzte Strategie auf einer fal­
schen Diagnose beruht. Die aktuelle Kri­
se ist keine Eurokrise. Der Euro hat sich 
als stabile Währung erwiesen. Die aktuel­
le Krise ist auch keine europaspezifische 
Schuldenkrise. Im Vergleich mit den bei­
den Wirtschaftsräumen Amerika und Ja­
pan sind EU und, innerhalb der EU, der 
Euroraum am wenigsten verschuldet. Die 
Krise ist eine Refinanzierungskrise einzel­
ner Staaten des Euroraums, die in erster 
Linie einer unzureichenden institutionei­
len Absicherung der gemeinsamen Wäh­
rung geschuldet ist.

Die Eskalation der Krise verdeutlicht, 
dass die bisherigen Lösungsansätze unzu­
reichend waren. Es ist deshalb zu befürch­
ten, dass die Währungsunion ohne einen 
grundlegenden Strategiewechsel in ihrer 
jetzigen Form nicht mehr lange überle­
ben wird. Der Ausgangspunkt für eine 
konzeptuelle Neuausrichtung ist eine kla­
re Diagnose der Krisenursachen. Die Bun­
desregierung scheint davon auszugehen, 
dass die Probleme im Wesentlichen durch 
mangelnde Fiskaldisziplin auf der natio­
nalen Ebene verursacht sind und dass die 
Lösung primär in einer konsequenten 
Sparpolitik der einzelnen Länder zu su­
chen ist. Institutionell sollte dieser An­
satz in erster Linie durch striktere Fiskal­
regeln und, ergänzend, durch quantitativ 
begrenzte, mit Konditionen versehene 
Rettungsschirme abgesichert werden, die 
die betroffenen Länder zu einer scharfen 
Austeritätspolitik zwingen, welche aber 
die Wirtschaftskraft schwächt und die Ar­
beitslosigkeit ansteigen lässt.

Tatsächlich ist es den Problemländern 
trotz einer im internationalen Vergleich 
ungewöhnlich strengen Sparpolitik und 
vielfältigen Strukturreformen bisher nicht

gelungen, ihre Refinanzierungskosten auf 
ein erträgliches Maß zu beschränken. Die 
Entwicklungen der letzten Monate spre­
chen somit dafür, dass die Diagnose und 
Therapie der Bundesregierung von An­
fang an zu eindimensional angelegt war. 
Die Krise ist nicht allein auf nationales 
Fehlverhalten, sondern zu einem erhebli­
chen Teil auf systemische Probleme zu­
rückzuführen. Diese sind durch Anstren­
gungen auf der nationalen Ebene nicht zu 
bewältigen, sie erfordern eine systemische 
Antwort. Nur durch eine gemeinschaftli­
che Haftung für Staatsanleihen des Euro­
raums kann das für die derzeitige Instabili­
tät der Finanzmärkte konstitutive individu-

Es ist zu befürchten, dass 
die Währungsunion ohne ei­
nen Strategiewechsel nicht 
mehr lange überleben wird.

eile Insolvenzrisiko eines Landes beseitigt 
oder zumindest begrenzt werden. Die Be­
denken, dass damit Fehlanreize gesetzt 
werden könnten, sind allerdings sehr 
ernst zu nehmen. Ihnen kann nur dadurch 
Rechnung getragen werden, dass die ge­
meinschaftliche Haftung mit einer strik­
ten gemeinschaftlichen Kontrolle über die 
nationalen Haushalte einhergeht. Allein 
das für eine Gemeinschaftshaftung erfor­
derliche Maß an fiskalischer Kontrolle 
wird nicht mehr im Rahmen der nationa­
len Souveränität über vertragliche verein­
barte Regeln zu realisieren sein.

Es gibt nur zwei in sich stimmige Strate­
gien zur Überwindung der aktuellen Kri­

se: entweder die Rückkehr zu nationalen 
Währungen in der EU insgesamt, die je­
des einzelne Land den unberechenbaren 
Schwankungen hochspekulativer Devi­
senmärkte aussetzen würde, oder aber 
die institutionelle Absicherung einer ge­
meinsamen Fiskal-, Wirtschafts- und Sozi­
alpolitik im Euroraum mit dem weiterge­
henden Ziel, die verlorene Handlungsfä­
higkeit der Politik gegenüber den Impera­
tiven des Marktes auf transnationaler Ebe­
ne wiederzugewinnen.

Aus einer über die aktuelle Krise hin­
ausgreifenden Perspektive hängt daran 
auch das Versprechen eines „sozialen Eu­
ropas“. Denn nur für ein politisch geein­
tes Kerneuropa besteht die Aussicht, den 
inzwischen fortgeschrittenen Prozess der 
Umwandlung der sozialstaatlichen Bür­
gerdemokratie in eine marktkonforme 
Fassadendemokratie umkehre u kön­
nen. Schon wegen der Verknüptung mit 
dieser ausgreifenden Perspektive verdient 
die zweite Option den Vorzug vor der ers­
ten.

Wenn man die Rückkehr zum monetä­
ren Nationalismus ebenso vermeiden will 
wie eine Eurokrise auf Dauer, muss der 
Schritt nachgeholt werden, der bei der 
Einführung der gemeinsamen Währung 
versäumt wurde: nämlich, die Weichen 
für eine Politische Union zu stellen, und 
zwar zunächst im Kerneuropa der 17 
EWU-Mitgliedstaaten.

Wir plädieren dafür, nichts zu verschlei­
ern: Wer an der gemeinsamen Währung 
festhalten möchte, muss auch eine ge­
meinsame Verantwortung befürworten, 
muss das institutionelle Defizit im Euro­
raum überwinden. Der Charme des von 
der Bundesregierung abgelehnten Vor­
schlags des Sachverständigenrats zur Ein­

richtung eines Schuldentilgungsfonds be­
steht gerade darin, dass er die Illusion 
fortgesetzter einzelstaatlicher Souveräni­
tät durch eine offen etablierte gemeinsa­
me Verantwortung beendet. Es wäre aller­
dings konsequenter, die Verschuldung je­
weils innerhalb der Maastricht-Kriterien, 
also bis zu einer Höhe von sechzig Pro­
zent (statt den darüber hinausgehenden 
Anteil) zu vergemeinschaften.

Solange die Regierungen nicht sa­
gen, was sie faktisch tun, höhlen 
sie die schwachen demokrati­
schen Grundlagen der Europäi­
schen Union noch weiter aus. 

Der Schlachtruf des amerikanischen Un­
abhängigkeitskampfes „No taxation with- 
out representation“ findet heute eine 
üt ischende Lesart: Sobald wir in der 
Eurozone den Spielraum für Politiken 
schaffen, die über nationale Grenzen hin­
weg Umverteilungseffekte zur Folge ha­
ben, muss auch ein europäischer Gesetz­
geber, der die Bürger (unmittelbar über 
das Europäische Parlament und mittelbar 
über den Rat) vertritt, über diese Politi­
ken beschließen können. Sonst verstoßen 
wir gegen das Prinzip, dass der Gesetzge­
ber, der über die Verteilung der Staatsaus­
gaben beschließt, mit dem demokratisch 
gewählten Gesetzgeber identisch ist, der 
für diese Ausgaben Steuern erhebt.

Allerdings sollte die historische Erinne­
rung an die Einigung des Deutschen Rei­
ches, die vielen Landesteilen dynastisch 
oktroyiert wurde, gerade uns eine War­
nung sein. Die Finanzmärkte dürfen jetzt 
nicht mit komplizierten und schwer durch­
schaubaren Konstruktionen befriedigt wer­
den, während die Regierungen stillschwei­

gend in Kauf nehmen, dass ihren Völkern 
eine zentralisierte, aber über deren Köp­
fen verselbständigte Exekutivgewalt über­
gestülpt wird. An dieser Schwelle müssen 
die Völker selbst zu Worte kommen.

Die Bundesrepublik sollte, als Reprä­
sentantin des größten „Geberlandes“ im 
Europäischen Rat, die Initiative zu ei­
nem Beschluss über die Einberufung ei­
nes Verfassungskonvents ergreifen. Nur 
auf diesem Wege könnte der unvermeidli­
che Zeitenabstand zwischen den fälligen, 
aber einstweilen noch widerrufbaren öko­
nomischen Sofortmaßnahmen und der 
gegebenenfalls nachholenden Legitimati­
on überbrückt werden. Mit einem positi­
ven Ausgang der Referenden könnten die 
europäischen Völker die Souveränität, 
die ihnen von „den Märkten“ längst ge­
raubt worden ist, auf europäischer Ebene 
wiedergewinnen.

Die Strategie der Vertragsänderung 
zielt auf die Grtlhigng eines politisch ge­
einten, kerneUropischen Währungsgebie­
tes, das für BeitritteAnderer EU-Länder, 
insbesonderK^lem; offen steht. Das er­
fordert klare vrffassungspolitische Vorstel­
lungen von einer supranationalen Demo­
kratie, die ein gemeinsames Regieren er­
lauben, ohne die Gestalt eines Bundesstaa­
tes anzunehmen. Der europäische Bundes­
staat ist das falsche Modell und überfor­
dert die Solidaritätsbereitschaft der histo­
risch eigenständigen europäischen Völker. 
Die heute fällige Vertiefung der Institutio­
nen könnte sich von der Idee leiten lassen, 
dass ein demokratisches Kerneuropa die 
Gesamtheit der Bürger aus den EWU-Mit- 
gliedsstaaten repräsentieren soll, aber je­
den einzelnen in seiner doppelten Eigen­
schaft als direkt beteiligter Bürger der re­
formierten Union einerseits, als indirekt 
beteiligtes Mitglied eines der beteiligten 
europäischen Völker andererseits.

E s ist nicht auszuschließen, dass 
das Bundesverfassungsgericht 
den politischen Parteien mit 
der Anordnung eines verfas­
sungsändernden Plebiszits die 

Initiative abnimmt. Dann könnten diese 
sich um eine Positionierung zur bisher ver­
schleierten Alternative nicht länger her­
umdrücken. Eine von SPD, CDU und Grü­
nen getragene Initiative zur Einsetzung ei­
nes Verfassungskonvents, über dessen Er­
gebnisse gleichzeitig (aber nicht vor Ab­
lauf der nächsten Wahlperiode) mit dem 
Verfassungsplebiszit abgestimmt werden 
könnte, erschiene dann nicht mehr illuso­
risch. Im Hinblick auf die Bundesrepublik 
halten wir es für aussichtsreich, dass eine 
Parteienallianz im Laufe einer solchen, 
zum ersten Mal stattfindenden öffentli­
chen Meinungs- und Willensbildung über 
ein® euröpäpölitisclie Alternative eile 
Mehrheit der Wähler von den Vorzügen ei­
ner Politischen Union überzeugen könnte.

Die vier Jahre währende Krise hat ei­
nen Thematisierungsschub ausgeiöst, 
der die Aufmerksamkeit der nationalen 
Öffentlichkeiten wie nie zuvor auf euro­
päische Fragen lenkt. Dadurch ist ein Be­
wusstsein für die Notwendigkeit der Fi-

Erstmals in der Geschichte 
des Kapitalismus musste 
eine von den Banken ausge­
löste Krise vom Steuerzah­
ler aufgefangen werden.

nanzmarktregulierung und der Überwin­
dung der strukturellen Ungleichgewichte 
innerhalb der Eurozone geweckt worden. 
Zum ersten Mal in der Geschichte des Ka­
pitalismus konnte eine vom avanciertes­
ten Sektor, den Banken, ausgelöste Krise 
nur noch in der Weise aufgefangen wer­
den, dass die Regierungen ihre Bürger in 
der Rolle von Steuerzahlern für den ein­
getretenen Schaden aufkommen lassen. 
Damit ist eine Schranke zwischen syste­
mischen und lebensweltlichen Prozessen 
durchbrochen worden. Die Bürger emp­
finden das zu Recht als empörend. Das 
weit verbreitete Gefühl verletzter Gerech­
tigkeit erklärt sich daraus, dass anonyme 
Marktprozesse in der Wahrnehmung der 
Bürger eine unmittelbar politische Di­
mension angenommen haben. Dieses Ge­
fühl verbindet sich mit der verhaltenen 
oder offenen Wut über die eigene Ohn­
macht. Dem sollte eine auf Selbstermäch­
tigung abzielende Politik entgegentreten.

Eine Diskussion über die finalité des Ei­
nigungsprozesses böte die Gelegenheit, 
den bisher auf wirtschaftliche Fragen ein­
geengten Fokus der öffentlichen Diskussi­
on zu erweitern. Die Wahrnehmung der 
weltpolitischen Machtverschiebung von 
West nach Ost und das Gespür für eine 
Veränderung im Verhältnis zu den Verei­
nigten Staaten rücken die synergetischen 
Vorteile einer europäischen Einigung in 
ein anderes Licht. In der postkolonialen 
Welt hat sich die Rolle Europas nicht nur 
im Rückblick auf die fragwürdige Reputa­
tion ehemaliger Imperialmächte verän­
dert, ganz zu schweigen vom Holocaust. 
Auch die statistisch gestützten Zukunfts­
projektionen sagen Europa das Schicksal 
eines Kontinents von schrumpfender Be­
völkerung, abnehmendem ökonomi­
schem Gewicht und schwindender politi­
sche Bedeutung voraus.

Die europäischen Bevölkerungen müs­
sen lernen, dass sie ihr sozialstaatliches 
Gesellschaftsmodell und die national­
staatliche Vielfalt ihrer Kulturen nur 
noch gemeinsam behaupten können. Sie 
müssen ihre Kräfte bündeln, wenn sie 
überhaupt noch auf die Agenda der Welt­
politik und die Lösung globaler Probleme 
Einfluss nehmen wollen. Der Verzicht 
auf die europäische Einigung wäre auch 
ein Abschied von der Weltgeschichte.

PETER BOFINGER 
JÜRGEN HABERMAS 

JULIAN NIDA-RÜMELIN

Marilyn

F ünfzig Jahre tot, das ist kein 
Grund zum Feiern. Marilyn Mon­

roe starb in der Nacht vom 4. auf den 
5. August 1962. Wir haben, seit wir 
uns alle zehn Jahre an ihren frühen 
Tod im Alter von sechsunddreißig Jah­
ren erinnern, über diese Frau alles er­
fahren. Ihr Bild erkennt jeder sofort, 
selbst wenn er noch nie einen ihrer Fil­
me gesehen hat. Sie wurde Sexgöttin 
genannt und verlorenes Kind, Legen­
de, Mythos, Pop-Ikone, sie wurde uns 
nackt gezeigt oder mit einem Buch in 
der Hand, wir kennen ihre Männer, 
ihre Lehrer, ihre Pillen, ihre Pelze. Wir 
wissen, dass sie, weil sie als schwierig 
galt, ein gern benutzter Sündenbock 
für alles war, das bei ihren Filmen 
schieflief. Als John Huston bei den 
Dreharbeiten von „The Misfits“ die 
Produktionsgelder einer ganzen Wo­
che verspielte, hieß es, Marilyn sei halt 
sehr unzuverlässig. Als das Drehbuch 
für ihren letzten Film „Something’s 
Gotta Give“ sich als unverfilmbar her­
ausstellte und das Studio, sowieso in 
Schwierigkeiten, die Versicherungs­
summe ganz gut gebrauchen konnte, 
die beim Abbruch des Drehs fällig wur­
de, sagte man, mit Marilyn könne man 
eben nicht arbeiten. Diese üblen Nach­
reden sind im Lauf der Jahre ebenso 
aufgeklärt worden wie die Annahme, 
sie sei zwar schön, aber nicht sehr klug 
gewesen und ihr Talent nicht über­
mächtig. Heute wissen wir, sie war 
eine begnadete Komödiantin. Kennen 
ihre Angst. Wissen, mit welcher Kraft 
und Energie sie um ihre Unabhängig­
keit gekämpft hat in einer Umgebung, 
die sie kleinhalten wollte und abhän­
gig. Wir wissen nicht, ob sie den eige­
nen Tod in jener Nacht wollte oder ob 
die Mischtoxikation, der sie erlag, ein 
Unfall war. Vor allem aber wissen wir 
nicht, wie sie gealtert wäre. Wie die 
Dietrich, die Garbo, sich selbst weg­
schließend vor der Welt? Aktiv für vie­
le gute Zwecke? Es liegt viel fauler Zau­
ber und Leichenfledderei um Gedenk­
tage wie diesen. Und die einzige offene 
Frage bleibt: Hätten wir ihr das Altern 
verziehen wie den frühen Tod? lue.

Pussy Riot
Putin: Eher Gnade für Blasphemie

Die Anwälte der drei in Moskau ange- 
klagten Punkerinnen von „Pussy Riot“ 
hoffen wieder, seit Wladimir Putin sich 
für eine eher milde Strafe aussprach. 
Mit ihrer maskierten Rock-Anrufung 
der G o ttesm utter im  Februar hä tten  die 
Feministinnen nichts Gutes getan, er­
klärte der russische Präsident auf sei­
ner London-Reise. Doch allzu streng 
solle man sie nicht richten. Er hoffe, 
die jungen Frauen würden selbst Leh­
ren aus der Sache ziehen. Denn wenn 
sie in Israel eine blasphemische Aktion 
veranstaltet hätten, wären sie verprü­
gelt worden; hätten sie in den kaukasi­
schen Regionen ihrer Heimat sakrale 
Orte entweiht, würden die Ordnungs­
hüter es nicht einmal schaffen, sie in 
Schutzhaft zu nehmen. Beobachter ver­
stehen Putins Äußerung als Zugeständ­
nis an den Westen, wo die monatelange 
Inhaftierung von Nadeschda Tolokonni- 
kowa, Maria Alechina und Jekaterina 
Samuzewitsch heftige Proteste auslö- 
sen. In Russland wandten sich soeben 
fünfunddreißig Rechtsanwälte in einer 
Erklärung an die Öffentlichkeit, das 
Verfahren gegen „Pussy Riot“ zerstöre 
den Rechtsstaat, weil die Anklage nicht 
allgemeine Rechtsgüter verteidige, son­
dern spezifische religiöse Empfindlich­
keiten, die kein Paragraph schütze. Zu­
vor hatten russische Künstler und Intel­
lektuelle sich mit „Pussy Riot“ solidari­
siert. Zwanzig ultrakonservative, ortho­
dox gläubige Schriftsteller stellten sich 
dagegen hinter das Verfahren. kho.

Heute
Die Romane der Woche
Sybille Berg lässt jede Hoffnung fah­
ren, Norbert Zähringer sucht Licht 
am Ende des Himmels, und Her­
mann Hesse zeigt sich in frühen Brie­
fe als jugendlicher Rebell. Seite 35

Sprich, Israel!
Der Angriff auf Iran gilt in Israel als 
beschlossene Sache, notfalls auch 
allein. Der Schriftsteller David 
Grossman aber erinnert daran, dass 
es auch Skepsis gibt. Seite 36

Der Tempelräuber
Auf seiner Kundenliste stehen die 
besten Museen der Welt: Wie ein 
New Yorker Kunsthändler es mit der 
Herkunft seiner Schätze nicht so 
genau nahm. Kunstmarkt 38

Die Reportage
Was fällt Männern ein, wenn sie 
für ein Wochenende ihrem Freund 
kurz vor dessen Hochzeit noch eine 
Freude machen wollen? Ein Jung­
gesellenabschied in Prag. Seite 42


